Breslau 


Bierteljähriger Abennementspreis in Breslau 2 Thlr., außerhalb incl, 
1 € Juſertlonggebühr für den Raum elner 


Porto 2 Thlr. 11½ Sgr. ihr für d 
fünſthelligen Zeile, in Pelltſchrift 1½ Sgr. 


Nr. 226. Mittag⸗Ausgabe. 


Telegraphiſche Depeſchen und Nachrichten 

eſth, 16. Mai. In der heutigen Sitzung des Unterhauſes 
hielt der Redner der ultra⸗magyariſchen Partei, Tiſſa Koloman, in 
feiner gelegentlich der Adreßdebatte gehaltenen Rede, eine Vermittelung 
für unmöglich, weil die öſterreichiſche Regierung die Rechte Ungarns 
leugne. Ein freies Ungarn ſei im Intereſſe Europa's, Deutſchlands, 
der Givilifatton. Er wolle keine Adreſſe, bis die pragmatiſche Sanction 
vollkommen anerkannt ſei, und ſtimmt für eine Reſolution, welche den 
Deak'ſchen Antrag mit einigen Erweiterungen enthalten ſolle. Der 
Redner erhielt mäßigen Beifall. Szaloy erklärte perſönliche Sym⸗ 
pathien für die Deutſchen zu haben. Oeſterreich folle die römiſch⸗kai⸗ 
ſerlichen Reminiſcenzen aufgeben, dem italieniſchen Einfluſſe keine wei: 
teren Opfer bringen und in Ungarn den monarchiſchen Schwerpunkt 
ſuchen. Der Redner ſchloß mit einem Antrage auf eine Adreſſe und 
erhielt großen Beifall. Var ady ſprach für eine Reſolution und gegen 
die Adreſſe. Rudolph Kubrinyi führte triftige Gründe für eine Adreſſe 
an. Franz Kubrinyi wünſchte die Thronentſagung des Königs Fer⸗ 
dinand und des Erzherzogs Franz und beantragte eine Dankadreſſe für 
die gute Behandlung der Flüchtlinge an den Sultan, an die Schweiz, 
an England und Amerika. Bartal meinte, die Regierung, welche 
dem Auslande gegenüber auf dem Boden der Legitimität ſtehe, ſolle 
auch Ungarn gegenüber Legitimität befolgen und das der Dynaſtie ge⸗ 
fährliche Opportunitätsprinzip aufgeben. Er ſtimmte für eine Adreſſe. 

aris, 15. Mai. Der neuernannte Geſandte der Vereinigten Staaten 
für Turin, Marſh, iſt hier eingetroffen, um ſich nach Italien zu begeben. 
den 


Die Bankiers Pereire, Hottinguer und Cellier find wegen einer bedeuten: 
inanz⸗Angelegenheit nach Rußland berufen. 


gami erhält ſich. Als Nachfolger deſſelben nennt man neben dem General 

uggia die Generale Petinengo und La Rovere. 1 5 

Paris, 15. Mai. In den türkischen Provinzen ſtößt die Annahme des 
Papiergeldes auf Schwierigkeiten. In Konſtantinopel haben blutige Schlä⸗ 
gereien zwiſchen Griechen und Bulgaren, ſtattgefunden. Die Unterzeichnung 
des türkiſch⸗engliſchen Handelsvertrages durch Sir Henry Bulwer ſteht bevor. 

Paris, 16. Mai. In der geſtrigen Sitzung des Senats erklärte Bil⸗ 
lault, Frankreich werde, da England eine Verlängerung der Occupation 
Syriens nicht wolle, daſſelbe am 5. Juni räumen. Sollte der Abgang der 
Truppen bedauerliche Conſequenzen haben, ſo werde dies in der Mißachtung 

der franzbſiſchen . ſeinen Grund haben. Europa wolle die Räu⸗ 
mung, nicht Frankreich. Der Miniſter theilt mit, daß nach dem Abgange 
der Truppen ſechs franzöſiſche Schiffe in den Gewäſſern von Beyrut kreu⸗ 
en werden und hofft, daß dieſe den Meuchlern Schrecken einflößen werden. 

gland, welches dies wiſſe, ſchließt ſich Frankreich an. Seine Flagge werde 
neben denen Frankreichs und Rußlands wehen. Sollte die Nothwendigkeit 
es erheiſchen, ſo werde man andere Maßregeln treffen. Nach Vorleſung des 
Thouvenel ſchen Circulars vom 3. Mai fügt Billault hinzu, Frankreich ſei 
von dem europäiſchen Mandate befreit, habe aber ſeine ganze perſönliche 
Freiheit wiederlangt. Der Senat votirte die Tagesordnung. 

Nach hier eingegangenen 0 N 1 
melden beyruter Briefe einen Angriff auf franzöſiſche Soldaten. Die ſchul⸗ 
digen Türken erhielten vor den Truppen die Baſtonade. 5 
Arad, 15. Mai. Heute Vormittag fand in der Kirche der Reformirten 

Todtenfeier für Teleki Ba während derſelben waren alle Verkaufs: 
läden, Gaſt⸗ und Kaffeehäuſer geſchloſſen, und herrſchte in der Stadt die 

Ruhe. Von mehreren unbe hin ein Berttaue wurde Deak im 
telegraphiſchen Wege beglückwünſcht und ihm ein Vertrauensvotum ertheilt. 
gram, 15. Mai. In der heutigen Sitzung des Landtages wurde das 
königl. Reſcpript auf die letzte Repräſentation bezüglich der Militärgrenze 
und Dalmatiens verleſen. Die Debatten waren lebhaft. Man beſchloß 
endlich, daſſelbe den einzelnen Sectionen zuzuweiſen und dann auf die Ta⸗ 
gesordnung zu ſtellen. Die freien Wahlen in den dem biejigen General: 

Commando eee Grenzregimentern ſind vom Banus bereits aus⸗ 
en die Vertreter der Grenze dürften am 27. d. Mts. hier eintreffen. 

achmittags findet abermals eine Sitzung ſtatt. Sodann wurde der Bericht 
der . über den Wahlakt in Samobor verleſen und nach 
längerer Diskuſſion die Wahl des Deputirten Ocic gutgeheißen, die des 
erſten Deputirten Stoc wegen Minderjährigkeit als ungiltig erklärt. Vom 
pozeganer Deputirten Knezevic wurde gegen die vom Hofdicaſterium ange⸗ 
ordnete und von der Staathalterei veranlaßte Kundmachung der allerhöchſten 
Patente vom 26, Febr. Proteſt erhoben, worüber Nachmittags eine Circu⸗ 
larſitzung der Deputirten ſtattfindet. 

Trieſt, 15. Mai. Die iſtriſchen Landgemeinden Bogliano, Vragnia und 
Breſt im Bezirke Piſino, dann Dolegnavaz im Bezirke Pinguenke haben 
einen Proteſt wider das Verfahren des Landtages von Parenzo und eine 
Ergebenheits⸗Adreſſe beſchloſſen. Er 

Turin, 15. Mai. Die „Italia“ berichtet bezüglich der in Monticelli 
ausgebrochenen Reaction, daß ſich auf den dortigen Höhen etwa 700 Bour⸗ 
boniiten befeſtigten, welche 1 die aus der Umgegend zugeeilten Landleute 
auf 1200 Mann anwuchſen. Eine Abtheilung Berjaglieri wurde geſchlagen 
und in die Flucht gejagt; erſt nach dem Eintreffen zweier in Gaeta gelan⸗ 
deten Regimenter konnte man Monticelli cerniren, welches jedoch, durch Zu⸗ 
züge von Verſtärkungen ermuthigt und mit Lebensmitteln verſehen, noch 
immer Widerſtand leltet } 

n Neapel find fortwährend falſche Münzen im Umlauf. 
Konſtantinopel, 15. Mai. Omer Paſcha reiſt übermorgen an Bord 
eines eigens für dieſen Zweck gemietheten Schiffes der öſterr. Donaudampf⸗ 
Venter Geſeuſch se mit zahlreichem Gefolge von hier nach Bosnien ab. 
er Serdar fährt die Donau bis Belgrad und von da die Save bis Bercska 
hinauf, von welch letzterer Station er ſich nach dem Kriegsſchauplatz in der 
Herzegowina begiebt. 


Preuß e u. 
Landtag. 


K. C. 52, Sitzung des Hauſes der Abgeordneten am 16. Mai. 

noch 18 Simſon eröffnet die Sitzung vor ſpärlich beſetztem Hauſe gleich 

Di Teac Uhr. — Am Miniſtertiſche Regierungs⸗Commiſſar v. Kehler. — 
de Bei foren find fait leer. 

It es ch adde Berathung der Novelle zur Städteordnung han⸗ 
delt e fenbed ei den von der Comm. jetzt fallen gelaſſenen, von den Abgg. 
v. Salt um di. wieder aufgenommenen eventuellen Commiſſtons⸗ 
Vorſchlägen ie Frage der Bezirkswahlen, des Wahlrechts, des Wahl⸗ 


ae Sorlenbed: © 
g. v. 4: Der Beſchluß des Hauſes, den $ 5 der Vorlage 
Bi zu laſſen, un nicht die Bedeutung, welche ihm die Comm. beigeleat, 
ondern nur die, alle We politiſchen Folgen, die in den Vorſchlä⸗ 
den der Comm. lägen, zu beſeitigen. Seine Vorſchläge bezweckten, das Haus 
auf den praktiſchen Weg . den es bereits im vor. Jahr in dies 
er Frage eingeſchlagen hat. Er wolle Aufhebung des Dreiklaſſenſyſtems, 
irzere Amtsdauer der eee Aufhebung der öffentlichen Wahl, 
Einführung der Wahl nach Bezirken. Wenn aber das Fallenlaſſen des § 5 
nicht die von der Comm. angenommene Bedeutung hade, ſo könne er im 
Uebrigen nur auf den Comm.⸗Bericht verweiſen, der ſeine Anträge hinläng⸗ 
ich motivire. Das Bedürfniß zur Beſeitigung des Dreitlaſſenſyſtems gehe 
aus den zahlreichen Petitionen hervor, ſei auch durch den Beſchluß des 
Hauſes vom vor. Jahre anerkannt. Von ‚einer Erhühung des Cenſus ſei 
auch weder in jenen Petitionen, noch in dieſem Beſchluß die Rede. In der 
emeinde habe jeder gleiches Intereſſe; es dürfe alſo keine Gemeindevertre⸗ 
tung lediglich nach dem Maßſtabe des Vermögens geſchaffen werden; das 
gebe eine einſeitige Gemeindevertretung. Bedenken lägen in keiner Weiſe 
vor; vor ſchlechten Wahlen ſchütze das eigene Intereſſe der Wähler, die für 
eine wahre gemeinnützige Gemeidevertretung ſorgen müßten. 
Abg. Reichenſperger (Röln): Ueber die Uebelſtände des Dreiklaſſen⸗ 


aris, 15. Mai. Das Gerücht von dem Rücktritte des Kriegsminiſters 8 


Nachrichten aus Marſeille vom geſtrigen Tage 


vertretenen Anſichten namentlich in der 


‘ 


Zeiten 


Exveditlon: Herreuſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Voſt⸗ 
Anſtalten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 


er 


einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Freitag, den 17. Mai 1861. 


Beſchluſſes der Stadtverordneten der Rekurs an die Regierung zu, welche 
binnen 4 Wochen ohne Zulaſſung einer weiteren Berufung entſcheidet. Soll 
der Name eines einmal in die Liſte aufgenommenen Einwohners wieder aus⸗ 
eſtrichen werden, ſo iſt ihm dieſes 8 Tage vorher von dem Magiſtrat unter 
Angabe der Gründe mitzutheilen. — Zum Zweck der Wahl der Stadtver⸗ 
ordneten kann jede Stadt, welche mehr als 2000 Einwohner hat, in verſchie⸗ 
dene Bezirke eingetheilt werden. Die Anzahl und die Grenzen der Wahl⸗ 
bezirke, ſowie die Anzahl der von einem jeden derſelben zu wählenden Stadt⸗ 
verordneten werden nach Verhältniß der in den einzelnen Bezirken vorhan⸗ 
denen Bürger von dem Magiſtrat und der Stadtverordneten⸗Verſammlung 
feſtgeſetzt. — In Stadtgemeinden, welche mehrere Ortſchaften enhalten, kann 
von der Regierung nach Verhältniß der ſtimmfähigen Bürger beſtimmt wer⸗ 
den, wie viele 5 4 aus jeder einzelnen Ortſchaft zu wählen ſind. 

— ien § 18 handelt es ſich um die von der Wählbarkeit ausgeſchloſſenen 
ategorien. 

Abg. Reichenſperger (Geldern): Es bedürfe wohl keiner Rechtferti⸗ 
ung, daß dieſer die Richter wieder wählbar mache; er bedaure nur, daß die 
eiſtlichen von der Wählbarkeit ausgeſchloſſen werden ſollen. Gründe ſeien 

dafür nicht vorhanden. Wenigſtens müſſe man nur die Pfarrgeiſtlichen da⸗ 
von ausſchließen; er ſtelle ein darauf gerichtetes Amendement. 

Abg. v. Kroſigk: Die erſten Worte dieſes § 18. „Jeder in die Wäh⸗ 
lerliſte eingetragene Bürger iſt wählbar“, befänden ſich bereits in der Städte⸗ 
ordnung und ſeien daher überflüſſig; er beantrage Streichung; bei der Aus⸗ 
ſchließung der beſoldeten Gemeindebeamten fehle die Bezugnahme auf SS 72 
und 73 der Städteordnung. Die Zulaſſung der Richter zur Wählbarkeit 
könne er nicht billigen, da dieſelben leicht in den Fall kommen konnten, Partei 
und Richter zugleich zu fein, alſo leicht Conflict ihrer Gemeinde: mit ihrer 
Richterthätigkeit entſtehen würde. i 

Miniſter des Innern: Er ſei vom Standpunkte feines Reſſorts we⸗ 
der gegen das Amendement Reichenſperger, noch gegen den Vorſchlag der 
Commiſſion. Es fiele indeß dieſe Frage auch unter das Reſſort des Cultus⸗ 
miniſters und des Juſtizminiſters, er werde mit dieſen Rückſprache nehmen. 

Abg. Lette: Die Einwände des Abg. v. Kroſigk gingen dahin, jede un⸗ 
abhängige Tendenz von den Stadtverordneten auszuſchließen. Aus dieſem 
Grunde habe das vorige Miniſterium die Richter ausgeſchloſſen. Für kleine 
Städte ſei es beſonders wi Richter wählbar zu machen. So jehe er 
lebe keinen Grund, Geiftliche, Kirchendiener und Elementarlehrer aus⸗ 
zuſchließen. 

Abg. Mathis: Er ſei gegen die Wählbarkeit der Geiſtlichkeit. Der 
Geistliche übe namentlich in kleinen Städten einen ſo großen Einfluß aus, 
daß bei leicht entſtehenden Gegenſätzen die Stimme des Geiſtlichen ſehr über⸗ 
miesen wirken konnte. 3 i ger 

erichterſtatter Abg. Duncker referirt kurz die Motive der Commiſſion 
und bemerkt namentlich hinſichtlich der Geiſtlichen, daß die Gründe des Abg. 
Mathis die Commiſſion zu ihrem ag beſtimmt hätten. Was die 
Richter betreffe, ſo bemerke er dem Abg. v. Kroſigk, daß ein Richter in einer 
Sache nicht erkennen dürfe, bei welcher er vorher betheiligt war. 

Bei der ee $ 18 in folgender Faſſung angenommen: 
„Ausgeſchloſſen von der Wählbarkeit ſind 1) diejenigen Beamten und die Mit⸗ 
ae derjenigen Behörden, durch welche die Aufſicht des Staates über die 

tädte ausgeübt wird; 2) die Mitglieder des Magiſtrats und alle beſoldeten 


Verlag von Eduard Trewendt. 


Syſtems ſei das Haus wohl einverſtanden. Sei es auch ſchwierig, etwas 
Beſſeres zu ſchaffen, ſo müſſe doch der Verſuch gemacht werden, was gerade 
bei Gelegenheit einer Novelle leicht thunlich ſei. Er verſuche das in einem 
Amendement, welches dahin gehe, daß das Wahlrecht der einzelnen Klaſſen 
von unten auf erweitert, die zweite aus der dritten und die erſte aus der 
me ergänzt werde. Die Theilnahmloſigkeit, namentlich der dritten Wäh⸗ 
erklaſſe, bei den Wahlen erkläre ſich hinlänglich aus der allgemeinen Unzu⸗ 
friedenheit mit dem ihr zuſtehenden hombopathiſchen Bruchtheil des Wahl⸗ 
rechts. Er würde es vielleicht ſogar 12 ut halten, den Cenſus außerdem 
für die dritte Klaſſe von 4 Thlrn. auf 2 Thlr. herabſetzen. Die erſte Klaſſe 
biete übrigens durchaus nicht die von ihr gehofften politiſchen Garantien; 
in friedlichen Zeiten ſei ſie der Strömung der öffentlichen Meinung, wie 
alle anderen Bürger ausgeſetzt; in Zeiten der Kriſis ſei ſie durch ihr Ver⸗ 
mögen gerade in größerer Bedrängniß (2). Eine weit ſachlichere Garantie 
biete die zweite Klaſſe, der eigentliche Mittelſtand, deren Gewicht müſſe alſo 
vermehrt werden. Es käme eben nicht blos auf das Zahlen, ſondern auch 
auf das Verhältniß der Zahlenden ſelbſt an. Die inſicht ſei verhältniß⸗ 
mäßig weit größer in der zweiten als in der erſten Klaſſe. Wenn dieſe das 
Uebergewicht in der Gemeindevertretung erlangte, ſei die Gefahr vorhanden, 
daß ſie die Wohlthäter auf Koſten der Stadt an und ſo die Schulden⸗ 
laſt der Städte immer mehr ſteigern würde, wie z. B. die Stadt Köln in 
den letzten Jahren eine Million — wie man ihm eben zurufe, zwei Millionen 
Schulden gemacht habe. Dies conſtatire, daß die zu entbehrenden Ausgaben 
fortwährend zunähmen. Es müſſe alſo den unteren Klaſſen mehr Einfluß 
gegeben werden, und das habe ſein Amendement im Auge. 

Abg. Waldeck: Zur Rechtfertigung der v. Forkenbeck ſchen Vorſchläge 
ſei nur noch wenig anzuführen. Das Dreiklaſſenſyſtem ſei eine Erfindung 
eines verſtorbenen preußiſchen Juriſten, dem dabei die Einrichtungen des 
Servius Tullius vorgeſchwebt hätten; er habe ſie aber falſch verſtanden. 
Die Abſchaffung deſſelben ſei verlangt worden in allen ſtädtiſchen Petitionen. 
Er wolle, daß die Wahlen nach Bezirken und nicht nach künſtlichen Abthei⸗ 
lungen vorgenommen werden; darauf ſei der neulich gefaßte Beſchluß zu 
5 von keinem Einfluß. Jede weitere Motivirung zur Abſchaffung des 
Dreiklaſſenſyſtems ſei überflüſſig. Dem Amendement Reichenſperger könne 
er aber noch weniger zuſtimmen, weil dadurch das eigentliche Prinzip gar 
nichts gewinnen würde, und einen ſolchen Mechanismus, wie das Amende⸗ 
ment ihn vorſchlage, könne er nicht für eine Verbeſſerung erachten. 5 

Miniſter des Innern Graf Schwerin: Die Regierung habe bereits 
ihren Standpunkt in dieſer Frage dargelegt; er müſſe nochmals hervorheben, 
daß die Regierung in dieſem Augenblicke nicht geſonnen ſei, einer Abſchaf⸗ 
fung des Dreiklaſſenſyſtems i ene Die Ausführungen des letzten 
Redners, daß alle Städte um Abſchaffung des Dreiklaſſenſyſtems petitionirt 
hätten, ſei unrichtig, denn die Stadt Breslau z. B. habe ſich entſchieden für 
die Beibehaltung deſſelben ausgeſprochen. Die hier ſtattgehabte eingehende 
Diskuſſion werde nicht auf unfruchtbaren Boden gefallen fein; die Regierung 
werde die Hand nicht in den Schooß legen, ſondern mit noch weitern Ver⸗ 
beſſerungen vorgehen, wo ſie es für nothwendig halte. Die Regierung habe 
bereits erklärt, daß ſie mit dieſer Vorlage nicht abſchließen, ſondern weiteren 
Erfahrungen Rechnung tragen wolle; mit mehreren Vorſchlägen der Com⸗ 
miſſion ſei er einverſtanden, andere aber, falls ſie angenommen werden ſoll⸗ 
ten, müßten der Erwägung der Regierung vorbehalten bleiben. 

Abg. v. Binde: Er ſtimme dem bei, was über die Verwerflichkeit des 
Dreiklaſſenſyſtems geſagt ſei; er habe aber ſchon die Bedingungen ange: 
deutet, unter welchen eine Beſeitigung möglich ſei; er ſei völli 7 7 
Stande, jetzt augenblicklich für eine 1 des Syſtems zu ſtimmen. 
Mit dem Abgeordn. Waldeck halte er das Amendement Reichenſperger für 
unzweckmäßig. An daſſelbe würden ſich politiſche Bemühungen anknüpfen 
laſſen, denen er namentlich in Bezug auf die Städte keinen Vorſchub leiſten 
wolle. Es könnten demnach allerdings 1 die durch den Antragiteller 

ö beinprovinz an Boden gewinnen, 
ſo daß das Mitglied, welches bisher es nur habe möglich machen können 
für den Landkreis Köln gewählt zu werden, auch künftig in der Stadt Köln 
gewählt würde. (Murren links.) 5 

Abg. v. Kroſigk hält für ſich und ſeine ass an dem Dreillaſſen⸗ 
Syſtem feſt, ſo lange ihnen nichts poſitiv Bel eres geboten wird; gegen 
das Amendement Reichenſperger theilt er die Bedenken der Abgeordneten 
Waldeck und v. Binde, , 

Abg. Grabow: Von 1818 bis 1853 haben die Städte nach Bezirken 
mit Cenſus gewählt und gut gewählt; die 1 ge woßlen ſeien nicht 
erſprießlich; die Bezirkswahlen könnten auch noch jetzt beſtehen. 

Abg. Reichenſperger (Köln): Er bedauere, daß das Amendement des 
Präſidenten zur Geſchäfſsordnung, wonach daß Unterſchieben von Motiven 
verboten ſei, noch nicht die Zuſtimmung des Hauſes gefunden habe .. 

Präſident Simſon: Der Abg. v. Vin cke hat keine Motion a e 
ben, ſondern nur eine faktiſche Conſequenz gepflogen; übrigens iſt das Motiv, 
ſeinen Einfluß bei den Wahlen zu ſichern, politiſch nicht tadeln. : 

Abgeordneter Reichenſperger: Ueberhaupt dürfe man keine Motive 
unterſchieben; übrigens ſei er ſchon einmal in der Stadt Köln gewählt, 
habe aber auf die Wahl verzichtet, weil er in zweiandern Bezirken ge⸗ 
wählt worden ſei; ob er nun aus Rückſicht auf eine Wahl in der 
Stadt Köln eine Beſtimmung, wie ſie ſein Amendement enthalte, in die 
Städteordnung für die ditlichen Provinzen hineintragen wolle, überlaſſe er 
ruhig der Beurtheilung des Hauſes. : 

Abg. v. Forkenbeck: Gegen die vereinzelten Aeußerungen der breslauer 
Stadtbehörden und einzelner ſtädtiſcher Vertreter im Herrenhauſe, weiſe er 
aufdie maſſenhaften Erklärungen aus den kleineren Städten hin; auch 
könne ſich das Haus in Bezug auf die Bedürfnißfrage auf die eigenen Er⸗ 
Bae der Mitglieder berufen, auf die notoriſche Enthaltung von den 

ahlen. 

Miniſter des Innern: Nur beiſpielsweiſe habe er auf die Aeußerun⸗ 
gen der breslauer Behörden und der ſtädtiſchen Vertreter im Herrenhauſe 
hingewieſen; die inneren Gründe in dieſer Frage habe er ſonſt dargelegt; die 
Regierung glaube an dem Beſtehenden, wenn ſie auch ſeine Mängel aner⸗ 
kenne, ſeſthelten zu müſſen, und ſo lange die Meinungen über das, was an 
die Stelle treten ſolle, noch fo weit auseinandergingen, daß z. B. zwei berli⸗ 
ner Gelehrte einen großen Zeitungskampf darüber führten (Heiterkeit!), jo 
lange ſchienen doch für dieſes Verfahren der Regierung genügende Gründe 
zu ſprichen. 

Berichterſtatter Abg. Duncker: In dem Sinne, daß das Haus ſich über 
das Abtheilungsſyſtem erkläre, entſpreche die Wiederaufnahme der Commiſ⸗ 
ſionsvorſchlage den Intentionen derſelben; an einen praktiſchen Erfolg in 
dieſer Seſſion ſei natürlich nicht zu denken. Im Herrenhauſe hätten übri⸗ 
gens u. A. die Herren Krausnick und Richtſteig ſich gegen das Dreiklaſſen⸗ 
Syſtem erklärt. Ob in Preußen das Dreiklaſſen⸗Syſtem von einem uriſten 
herrühre, ſei noch nicht entſchieden; nach Andern ſolle es von einem General 
ſein. Das Dreillaſſen⸗Syſtem habe auch in der Praxis feine großen Unzu⸗ 
träglichkeiten; es könne vorkommen und ſei wirklich vorgekommen, daß ein 
Bürger gar nicht zur Ausübung ſeines Wahlrechts komme, weil immer neue 
Einſchätzungen ſtattfänden. 85 . 

Bei den Abſtimmungen werden die betreffenden Paragraphen in folgen- 
der Faſſung angenommen: Die Hälfte der Mitglieder der Stadtverordneten⸗ 
Verſammlung muß aus Hausbeſitzern (Eigenthümern, Nießbrauchern und 
ſolchen, die ein erbliches Veſitzrecht haben) beſtehen. — Zum Zweck der Wahl 
der Stadtverordneten iſt von dem Magiſtrat alljährlich im Anfang des Mo⸗ 
nats Juli eine Liſte der ſtimmfähigen Bürger, welche die erforderlichen Ei⸗ 
genſchaften derſelben nachweiſt, zu führen und zu revidiren. — Vom 1, bis 
15. Juli ſchreitet der Magiſtrat zur Berichtigung der Liſte. Vom 15. bis 
zum 30. Juli wird die Liſte in einem oder mehreren zu öffentlicher Kenntniß 
ebrachten Lokalen in der Stadtgemeinde offen gelegt. ährend dieſer Zeit 
(am jedes Mitglied der Stadtgemeinde gehen die Richtigkeit der Liſte bei 
dem Magiſtrat Einwendungen erheben. Die Stadtverordneten⸗Verſammlung 
bat darüber bis zum 15. Auguſt zu beſchließen; der Beſchluß bedarf der Zu⸗ 
cel des Magiſtrats; verſagt dieſer die Zuſtimmung, ſo iſt die Ent⸗ 
cheidung der Regierung einzuholen, wenn die Stadtverordneten⸗Verſamm⸗ 
lung, welcher die Gründe der Verſagung mitzutheilen find, bei ihrem Be⸗ 
ſchluſſe verharrt. Iſt in dieſem Falle über die Einwendungen von der Re⸗ 
gierung entſchieden, ſo findet eine Berufung an letztere von Seiten desjeni⸗ 
gen, welcher die Einwendungen erhoben hat, nicht weiter ſtatt; in allen 
anderen Fällen ſteht demſelben innerhalb 10 Tagen nach Mittheilung des 


Kirchdndiener und Clementarlehrer; 4) die Beamten der Staatsanwaltſchaft; 
5) die e Vater und Sohn, ſowie Bruder dürfen nicht zu⸗ 
Feic Mitglieder der Stadtverordneten⸗Verſammlung ſein. Sind dergleichen 
Verwandte zugleich erwählt, ſo wird der ältere allein zugelaſſen.“ 

19 beſtimmt die it der Stadtverordneten auf drei = 

bg. Dr. Veit beantragt auf „ſechs Jahre“: Die ſechsjährige Wahlzeit 
habe ſich nach dem Geſetze von 1853 gut bewährt; bei einer dreijährigen 
Wahlzeit würde die Verſammlung alljährlich anders zuſammengeſetzt werden, 
und das werde von großem Nachtheil für die Verwaltungs⸗Deputationen 
ſein, da für dieſe eine gewiſſe Stetigkeit nothwendig ſei. 

Referent Abg. Duncker: Die Commiſſion habe dreijährige Wahlzeit vor⸗ 
geſchlagen, weil ſie die Bürger immer activ bei der ſtädtiſchen Verwaltung 
erhalten wolle. — Das Veit' ſche Amendement wird an genommen. 

Zu 8 20 (die Wahlen finden im November jtatt) beantragt nr; v. Kro⸗ 
ſigk die Wiederherſtellung des § 21 der Städteordnung von 1853, wonach 
einmal auf die Wichtigkeit der Wahlen beim Gottesdienſt hingewieſen wor⸗ 
den; ferner die dritte Klaſſe zuerſt und die erſte Klaſſe zuletzt wählen ſoll. 

Präſident macht den Antragſteller darauf aufmerkſam, daß der letzte 
Punkt keinen Zweck mehr habe, da das Haus Bezirkswahlen beſchloſſen habe. 
— Abg. v. Kroſigk zieht deshalb dieſen Punkt zurück und motivirt ſein 
Amendement: er begreife nicht, wie es im Comm. ⸗Berichte heißen könne, 
daß durch die Hinweiſung auf die Wichtigkeit der Wahlen beim 1 
konfeſſioneller Hader hervorgerufen werde, er finde in der Beſeitigung dieſer 
Beſtimmung nur das Streben, den lieben Gott bei allen weltlichen Dingen 
wegzulaſſen. — Abg. Mathis (Barnim): Die Landtagswahlen ſeien weit 
wichtiger, als die Stadtverordnetenwahlen, und für jene beſtehe eine ſolche 
Beſtimmung auch nitht. — Abg. Dr. Eckſtein: Dieſer Vorſchlag ſei ge⸗ 
macht von einer Seite, welche die Selbſtſtändigkeit der Kirche ſtets vertreten 
habe, und die Anordnung des Gottesdienſtes ſei Sache der geiſtlichen Behörden. 
— Referent Abg. Duncker (Berlin): Die Comm. habe ſich klar gemacht, 
daß bei einer ſolchen Beſtimmung die Kanzel leicht zu Agitationen für die 
Wahlen gebraucht werden könne. — Das Amendement v. Kroſigk wird 
abgelehnt. 

88, 21—23 (Ausführungsbeſtimmungen, Wahlvorſtand) werden ohne 
Diskuſſion angenommen. $ 24 betrifft die geheime Abſtimmung; ein Amend. 
Vincke will dieſe in folgender Form: Die Wahl der Stadtverordneten er⸗ 
folgt durch verdeckte, im Wahl⸗Lokale durch die Wähler zu beſchreibende 
Stimmzettel. Schreibensunkundige laſſen ihren Stimmzettel durch ein Mit⸗ 
glied des Wahl⸗Vorſtandes im Wahllokale beſchreiben.“ 

Abg. Reichenſperger (Geldern): Die Frage wegen der Art der Ab⸗ 
ſtimmung und Wahl ſei eine ſehr wichtige Frage. Das Wahlrecht ſei nicht 
etwas, was ſeinen Zweck in ſich ſelbſt trage; es werde nicht gewählt, um 
einen Wahlakt herbeizuführen, ſondern um die Anſichten der Wähler kennen 
zu lernen, und da müſſe gefragt werden, auf welche Weiſe dieſe Anſicht am 
richtigſten zu ermitteln ſein werde. Es handelt ſich hier nicht um eine 
Neuerung, welche eingeführt werden ſolle, ſondern um die Wiederherſtellung 
eines alten politiſchen Rechts in Preußen. Die Städteordnung von 1808 
habe die geheime Abſtimmung gehabt, und die Geſetzgebung in Preußen ſei 
von da ab ſtets auf demſelben Standpunkt geblieben, in äußerſt konſervativer 
Zeit. Im Jahre 1848 habe man Wahlen der allerſtürmiſcheſten Zeit ge⸗ 
ſehen, und ſie ſeien, wie er glaube, ſowohl für Frankfurt, wie für Berlin 
noch immer in ſehr gemäßigtem Sinne ausgefallen Die rheiniſche und weſt⸗ 
fäliſche Kirchenordnung habe die geheime Abſtimmung, damit keine Influen⸗ 
zirung auf die Perſonen der Wähler eintreten könne, und dieſes Motiv ſei 
in allen zus Se ern Zum erftenmale ſei in Preußen das Prinzip 
der öffentlichen Wahlen durch das oktroyirte Wahlgeſetz von 1849 proklamirt. 
Neulich ſei geäußert, man dürfe nicht von einer Zeit Schlüſſe machen, in 
welcher das Unrecht alle Scham verloren habe; das ſei aber ganz entſchiedener 
Doctrinarismus, denn gerade auf die Erfahrungen müſſe man hierbei zurück⸗ 
geben — Zur Rechtfertigung der öffentlichen Abjtimmuug ſei angeführt, daß 


keit ſei. Dieſe guten Bilder ſeien nicht durchgreifend, denn entweder ma 

man durch den Druck, der von außen auf eine offene Wahl ausgeübt wer⸗ 
den könne, dieſelbe zu einer falſchen, oder man verſcheuche die Leute aus den 
Wahllokalen. Vom Abg. Wagener ſei früher mal Gewicht darauf gelegt, 
daß überall die een angeſtrebt werde; aber wenn man von Oeffent⸗ 
lichkeit bei Kriminalprozeſſen ſpreche, jo verſtehe es ſich wohl von ſelbſt, daß 
man die Oeffentlichkeit nicht auch auf Prozeſſe wegen } 
haftigkeit ausdehnen wolle. Der Geſchworne ſei felbitjtändig und dennoch 
dürfte, um ihn zu ſchützen, fein Name nicht im Voraus verd entlicht werden. 
Mancher Urmwähler ſei kühn in der Schlacht, er trete als Landwehrmann 
be dem Feinde entgegen, . { : 
der Wahlurne zugeführt werde, woſelbſt ihm Cinflüfje gegenüberträten, die 
ihn einſchüchterten. Er erkläre ſich deßhalb entſchieden für geheime Abſtim⸗ 
mung bei den Wahlen, und das geſchehe unter der Bedingung, daß fie wi 

lich geheim ſeien; er habe deßhalb ein Amendement geſtellt, welches eine 
Einwirkung auf dieſe Wahlen verhindern wolle durch Strafandrohung für 


Gemeindebeamten; Ausnahmen beſtimmen §§ 72 und 73; 3) Pfarrgeiſtliche, 


ie eine vortreffliche Bildungsſchule und ein Prüſſtein für die 1 
e 


Verletzung der Scham 


allein er ſei ängſtlich und unſchlüſſig, wenn er 


2 


ewiſſe Falle. Eine Einwirkung fei namentlich noch möglich, wenn die 
ahlzettel EN im Wahllokale geſchrieben würden; er 11 dies für unge⸗ 
rechtfertigt, ebenſo, daß der Wähler den Zettel ſelbſt Held eben haben müſſe. 

Es würde dies zu unthunlichen Nachforſchungen Veranlaſſung geben, und 

ebenſo finde er darin auch eine c daß der des Schreibens 
unkundige Wähler ſeinen Wahlzettel durch ein Mitglied des Wahlvorſtandes 
ſolle ſchreiden laſſen. Eine derartige Wahl erſcheine ihm ſchlechter, als die 
offene Wahl; er wolle mit ſeinem Amend. die geheime Abſtimmung vor 
jedem Einfluß ſo viel als möglich ſichern. — Wenn man für die — 
Wahlen ſich auf England berufe, ſo möge man doch bedenken, daß die eng⸗ 
liſche Nahe un nicht ſei wie die unſrige, und wenn man das preußiſche 
Beamtenheer anſehe, ſo erhalte die offene Wahl bei uns einen ganz andern 
Charakter, zumal bei uns ſogar das Heer ſich an den Wahlen betheilige. 
zn England, es möge eine Partei am Ruder ſein, welche wolle, ſei es noch 
einer Regierung in den Sinn gekommen, auf die Wähler einzuwirken; die 
Regierungen könnten ſich nicht dazu hergeben, durch eine Regierungsmaß⸗ 
regel die Wahlfreiheit zu beeinträchtigen. England ſei keine 1 
die offenen ahlen; auch habe das Unterhaus die geheimen Wahlen nur 
mit 3 Stimmen Majorität abgelehnt, und dieſe 3 Stimmen würden gewiß 
vollkommen aufgewogen durch die Stimme eines Macaulay, der ſich für die 
geheime Abſtimmung ausgeſprochen habe. Die franzöſiſchen Jacobiner ſeien 
es geweſen, welche in Frankreich die offenen Wahlen zur Geltung gebracht 
hätten, und nur vermittelſt dieſer ſei es ihnen möglich geweſen, wie im Ja⸗ 
cobinerelub bei den Septembermorden ausdrücklich geäußert ſei, ſich die 
Mehrheit bei den Wahlen in Paris zu ſichern. Bei den Mormonen ſei die 
offene Abſtimmung nur eingeführt, weil die Häuptlinge die Wahlen in der 
Hand behalten wollten. Daß die öffentliche Abſtimmung zur Beeinfluſſung 
der Wahlen gewünſcht oder gebraucht werde, ſtehe auch in Stahl's oft eitir⸗ 
tem Buche, in einer beſcheidenen Anmerkung. Die Herren möchten doch aber 
auch die Eventualität bedenken, daß einmal die Sache ſich umkehren und der 
Druck nicht von oben, ſondern von unten kommen könne. Dem aber werde 
durch die geheime Abſtimmung ebenſo begegnet, als ſo bedauerlichen Zuſtän⸗ 
den, wie wir ſie vor einigen Jahren erlebt, und vor denen wir auf immer 
bewahrt ſein wollten. (Bravo.) 

Abg. v. Kroſigk: Er, und ſeine Freunde ſeien gegen die geheime Abs 
ſtimmung, alſo auch gegen das Amendement Heiceniperger. Freie Wahlen 
gebe es überhaupt nicht; die öffentliche Abſtimmung laſſe zwar den Druck 
nach oben zu, die geheime aber in weit höherem Grade den Druck von unten. 

Abg. Mathis: Er wolle nicht, wie der Abg. Reichenſperger, auf die all⸗ 
gemeine Bedeutung der Frage eingehen; es ſei ein Unterſchied zwiſchen po: 
itiſchen und Gemeindewahlen, abgeſehen, daß die Parteileidenſchaften bei 

den erſteren weit mehr hervorträten. Er ſei für das Amendement des 
Abg. v. Vincke. g 

Abg. v. Vin cke: Das Amendement des Abg. Reichenſperger erreiche 
nicht den Zweck des ſeinigen, das Geheimniß der Abſtimmung zu ſichern; 
ſeines ſei praktiſcher und auf ſeine eigenen Erfahrungen begründet. 

Reg.⸗Commiſſar: Die Regierung halte es für wichtig, daß durch die 

Wahl die wahre Abſicht der Wähler dargethan werde. Die öffentliche Ab⸗ 
ſtimmung gebe nun allerdings dem Einfluß Raum; ein ſolcher Einfluß aber 
könne erlaubt und nicht erlaubt ſein. Die Regierung wolle durch die öffent⸗ 
liche Abſtimmung den erlaubten Einfluß ſichern; die geheime Abſtimmung 
werde nie den politiſchen Charakter der Bürger ſtärken. Durch die Zettel⸗ 
wahl würden die Uebelſtände nicht vollſtändig beſeitigt, die man bei der 
offentlichen Abſtimmung beſorgt. Die Amendements erreichten auch den 
beabſichtigten Zweck nur unvollkommen. Er glaube es als einen Fortſchritt 
bezeichnen zu können, daß die öffentliche Abſtimmung an Stelle der gehei⸗ 
men getreten ſei. Dieſelbe enthalte ein ſittliches Princip und erziehe kühne 
Bürger. In der Kammer komme auch bei wichtigen Fragen dieſes Princip 
durch die namentliche Abſtimmung zur Geltung. N 
Abg. Waldeck: Wer noch nicht von dem Vorzug der geheimen vor der 
öffentlichen Abſtimmung überzeugt ſei, der werde nicht überzeugt werden. 
Der Regierungs⸗Commiſſar verwechſele ganz die politiſchen Wahlen und die 
Abſtimmungen in der Kammer. Ein Abgeordneter müſſe bei der Berathung 
von Geſetzen nothwendig ſich äußern und könne überhaupt ſeine politiſche 
Anſicht nicht zurückhalten. Wenn der Regierungs⸗Commiſſar die öffentliche 
Abſtimmung als einen Fortſchritt bezeichne, ſo frage er, wie es gekommen, 
daß dieſer Fortſchritt gerade im Gefolge der Reaktion ſeinen Einzug gehal⸗ 
ten habe (Heiterkeit); er glaube vielmehr, man habe ſie eingeführt, um ſich 
der Wahlen zu bemächtigen. Ein Fall werde in dieſer Richtung ſchlagend 
den Unterſchied zwiſchen öffentlicher und geheimer Abſtimmung darthun. Ein 

Mitglied dieſes Haufes, der Ausſicht hatte, nach dem Erlaß der Städteord⸗ 

nung von 1853 zum Mitgliede der Stadtverordnetenverſammlung wiederge⸗ 

wählt zu werden, ſei der öffentlichen Abſtimmung wegen nicht gewählt wor⸗ 
den, da er als Feind der Regierung bezeichnet war; durch die in geheimer 

Abſtimmung erfolgte Wahl der Stadtverordnetenverſammlung habe er aber 

bald darauf die weit wichtigere Stellung eines Magiſtratsmitgliedes erlangt. 

Möge man über die Frage der öffentlichen oder geheimen Abſtimmung bei 

politiſchen Wahlen Bedenken haben, ſo konnten dieſelben doch für die ſtädti⸗ 

ſchen gar nicht vorhanden ſein. In kleinen Städten ſei wegen der nähern 

Beziehung der Wähler zu einander die geheime Abſtimmung . gebo⸗ 

ten. Erſt ſeit 1853 habe man bei den Communalwahlen die öffentliche Ab⸗ 

ſtimmung eingeführt. Man ſolle doch aber immer bei dem bleiben, was 
der einfache, natürliche, geſunde Menſchenverſtand gebiete. Nach dem Stand⸗ 
punkte, den die Regierung kund gegeben, komme es 112 auf die Faſ⸗ 
ſung des Amendements nicht an; indeß möchte er ſich doch für den Ankrag 
der Commiſſion erklären, der par einfach das Richtige treffe, indem er be⸗ 
ſtimme: „die Abſtimmung erfolgt durch verdeckte Stiumzettel“, und dann die 
allein nothwendige „Controle“ teile, nämlich die, daß jeder berechtigte 

Wähler nur einen Zettel abgebe. Das Amendement Vincke gehe ihm allzu⸗ 

ſehr ins Detail ein und ſei zum Theil überflüſſig. Bedenklich erſcheine ihm 

aber darin die Beſtimmung, daß Schreibunkundige durch ein Mitglied des 

Wahlvorſtandes ſich Zettel ſchreiben laſſen ſollten, da dadurch ihre Wahl 

eigentlich zu einer öffentlichen werde, und bei ſtarken politiſchen Gegenſätzen, 

wo gewöhnlich der Wahlvorſtand der Parteiſtellung der Majorität entſpreche, 
der Fall eintreten könne, daß ein Wähler der Minorität ſich von einem Mit⸗ 
gliede der Majorität feinen Wahlzettel ſchreiben laſſen müſſe. Es ſei auch 
genügend, wenn der ſchreibensunkundige Wähler perfönlih feinen Zettel 
übergebe. Das Amendement Reichenſperger enthalte Strafbeſtimmungen, die 
ar nicht im Verhältniß zu den betreffenden Vergehen ftänden. Er bitte, 
lediglich den Vorſchlag der Commiſſion anzunehmen. 
Abg. Burghardt will auf die allgemeinen Prinzipien der Frage zu⸗ 
rückkommen; er halte die geheime Au immung im Gegenſatz zum Abg. 
Mathis für weit wichtiger bei den Wahlen zur Landesvertretung „als bei 
den Communalwahlen. Der Einfluß einer großen politiſchen Partei ſei 
weit bedenklicher und könne dem Wähler mehr Gefahr bringen, als die Feind⸗ 
ſchaft eines durch mißliebige Wahlen verletzten Vetters oder Nachbars. Er 
gebe zu, daß es kein Syſtem gäbe, welches abſolut die Freiheit der Wahlen 
zu ſchützen im Stande wäre. Es komme aber daher vorzugsweiſe darauf an, 
einen Modus zu finden, der verhältnikmäßig die größten Garantieen böte. 
Dies fei aber bei der geheimen Abſtimmung der Fall. Sie ſetzte der Ein⸗ 
ſchüchterung, die bei der öffentlichen Abſtimmung das weiteſte Terrain habe, 
einen wirfamen Damm entgegen. Schon allgemein pſychologiſche Gründe 
ſprächen für die geheime Abſtimmung. Der Reg.⸗Commiſſar ſage nun, die 
öffentliche Abſtimmung ſolle die Bürger zu kühnen Männern erziehen. Ab: 
eſehen von der Frage, ob der Erfolg ſo ſicher ſei, beitreite er aber dem 
taate das Recht, ein folches Erziehungs⸗Manöver mit der Nation vorzu⸗ 
nehmen; das möge ſpartaniſch fein, der moderne Staat habe ein ſolches Recht 
nicht, um der Erziehung des Hausvaters willen Frau und Kinder leiden 

laſſen, Tauſende von Wählern in Verſuchung zu } N 

lichen Prinzip, welches lehre: führe mich nicht in Verſuchung. Die Erziehungs: 

maxime ſei aber auch eine ſchlechte. Man beginne erſt mit leichteren Auf⸗ 

aben; erſt ale man gute gedeihliche Zuſtände und dann jtelle man ſolche 

ertunifee Anforderungen an das Volk; dann werde der Bürger ſchon etwas 
einſetzen für feine Rechte. (Bravo), 

Der Reg.⸗Commiſſar: Die Erziehung der Nation zu männlichen und 
muthigen Charakteren ſolle nicht bezweckt werden; die Regierung meine nur, 
daß, wenn, wie ſie behaupte, ſonſt keine Nachtheile mit der öffentlichen Ab⸗ 
ſtimmung verbunden ſeien, ein derartiger Erfolg als ein wünſchenswerther 
und ſchöner zu beachten ſei. 2 

Ein Antrag auf Schluß der Debatte wird abgelehnt. 
Abg. v. Berg: Ueber das Wie der Wahl fer nicht zu entſcheiden; erſt 
ö müſſe die Frage des Wer entſchieden fein. Der berechtigte Einfluß der Hö⸗ 
bhergeſtellten könne aufrecht erhalten werden durch Cenſus oder durch Drei⸗ 
lllaſſenſyſtem, oder durch öffentliche Abſtimmung; aber alles Dreies zuſam⸗ 
men dürfe man nicht in ein Geſetz zuſammenpreſſen. Die öffentliche Abſtim⸗ 
mung ſchwäche die Achtung vor der ſtädtiſchen und der Volksvertretung; die 
Feigen ſeien in ruhigen Zeiten die Majorität, die Kühnen die Minorität; 
dieſe müßten in ihrem Bürgermuthe geſchützt werden. — Jetzt komme es 
vor, daß ein Gutsbeſitzer in der erſten Klaſſe ſich ſelbſt wähle, in der zwei: 
ten und dritten ſeinen Kutſcher und Diener wählen laſſe; der fahre dann 
zum Wahlakt in der Art: „ein Wahlmann im Wagen, der zweite vorn auf 
dem Bock, der dritte hinten auf“ (Heiterkeit.) — Es komme übrigens nur 
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Abſtimmung konſtatirt werde. 


Haus der Abgeordneten ſelbſt; wo bleibe da die Conſequenz, wenn man von 
dem Niedrigſten im Lande öffentliche Abſtimmung verlange. 

Abg. Reichenſperger zieht fein Amendement zurück. — Bei der Ab⸗ 
ſtimmung wird das Amendement Vincke angenommen und damit der 


gehöriger zu Stadtverordneten) werden ohne Diskuſſton angenommen. 
In $ 27 will die Commiſſion dem Magiſtrat die Beſtätigung der Stadt⸗ 


gebe Magiſtrate mit ſouveränen Gelüſten. 
Berichterſtatter Abg. Duncker: Jetzt habe die Regierung das Beſtä⸗ 
tigungsrecht; es ſei doch beſſer es dem Magiſtrat zu geben. 
Das Amendement Krieger wird abgelehnt. 5 
$ 33 handelt von der Beſtätigungsbedürftigkeit der Bürgermeiſter, Bei⸗ 
geordneten und beſoldeten Magiſtratsmitglieder. 
en v. Forckenbeck will die letztere Kategorie davon ausgenommen 
wiſſen. 
Abg. Veit warnt davor, zwiſchen beſoldeten und unbeſoldeten Magi⸗ 
ſtratsmitgliedern einen Unterſchied zu machen. 


19 
ei 
10,000 Einw. der Landrath, für Städte von 10,000 und darüber die Regie⸗ 
rung die erſte Inſtanz bilden fol, während die Auſſicht über die ſtädtiſchen 
Angelegenheiten von der Regierung, in den höhern Inſtanzen von dem 
Oberpräſidenten und dem Minifter des Innern ausgeübt wird) nimmt der 
Abg. Waldeck Anlaß, einer Beſchwerde der Communalbeamten von Biele⸗ 
feld Erwähnung zu thun. Es ſei üblich, daß die Correſpondenz der Commu⸗ 
nalbehörden auch von Städten über 10,000 Einw. durch die Hände der Land⸗ 
rätbe gehe. Solche Briefträgereien ſeien mit großen Unbequemlichkeiten ver⸗ 
knüpft; es könne nicht fehlen, daß der Landrath ſeine eigene Meinung bei⸗ 
füge, und die Regierung ſehe dann die Sache nicht mit der nöthigen Unbe⸗ 
fangenheit an. Im vor. Jahre ſei eine ſolche Beſchwerde von dem Hauſe 
der Abgeordneten der Regierung zur Berückſichtigung überwieſen worden. 
Was ſei das Reſultat geweſen?! Ein Reſcript des Miniſters des Innern 
vom 6. Juni 1860, in welchem den Communalbehörden eröffnet wird, daß 
nach wiederholter Erwägung weder ein rechtlicher Grund, noch ein Bedürf⸗ 
niß vorhanden ſei, eine Aenderung zu treffen. Punktum. (Heiterkeit) Das 
ſei die Folge der Beſchlüſſe dieſes Hauſes geweſen. (Hört, hort!) Man könne, 
wie es neulich geheißen habe, ſich verſucht fühlen, das Wort „Berückſichti⸗ 
gung“ zu überſetzen in: „mit dem Rücken anſehen.“ Es handle ſich hier 
nicht um Perſönlichkeiten — daß der Miniſter des Innern ſich da gründlich 
täuſchen könne, hätten die letzten Zu gelehrt — ſondern um Auslegung 
des Geſetzes. Es könne nicht in der Macht des Miniſters fein, das Geſetz 
anders auszulegen, als die betheiligten Factoren urſprünglich beabſichtigt 
hätten, und die Aufſicht, welche das Geſetz der Regierung beilege, dürfe nicht 
durch Inſtruktion des Miniſters auf den Miniſter übertragen werden. 

Reg.⸗Commiſſar: Der ſpezielle Fall ſei ihm nicht bekannt. Es handle 
ſich hier nicht um Uebertragung des Aufſichtsrechts an den Landrath; der 
Zweck ſei nur, den Landrath in die za zu ſetzen, unter Umſtänden gut⸗ 
achtliche Bemerkungen zu machen. Zum Beweiſe, wie der Miniſter die Sache 
anſehe, könne er eine andere Entſcheidung deſſelben anführen in einer An⸗ 
gelegenheit, welche ihm ebenfalls zur Berückſichtigung überwieſen worden. 
Es heiße darin ausdrücklich, die Beauftragung der Landräthe ein für allemal 
mit Beaufſichtigung der Städte in ſtädtiſchen a ſei nicht zu⸗ 
läſſig, ſondern könne nur in einzelnen Fällen durch Commiſſarien erfolgen. 
Ein anderes ſei es mit der polizeilichen Beaufſichtigung; daß ein Unterſchied 
darin beſtehe, habe auch die Comm. anerkannt, und der Miniſter ſei nicht 
in Widerſpruch mit den Beſchlüſſen des Hauſes. g 

Abg. Nemitz beantragt den $ jo zu faſſen, daß in polizeilichen Ange⸗ 
legenheiten in allen Städten die Reg. ſtets die erſte Inſtanz bilden ſolle. 

Abg. Bleſſem bedauert, aus inen eigenen Departement dem Reg.⸗ 
Commiſſar widerſprechen zu müſſen. 

bg. v. Vincke: Die Beſorgung von Briefen durch den Landrath ſei 
keine Aufficht, der Unterſchied zwiſchen kommunalen und polizeilichen An⸗ 
gelegenheiten dürfte nicht überſehen werden. Er erkläre ſich daher gegen 
das Amend. Nemitz. 8 

Abg. Waldeck: Er müſſe dabei bleiben, daß eine Zwiſchenbehörde nicht 
eingeschaltet werden könne, wo das Geſetz keine ſolche zulaſſe. Das Haus 
müſſe ſeinem Beſchluſſe vom 25. April v. J. treu bleiben. Dem Geſetze ge⸗ 
7 müßten alle Bequemlichkeitsrückſichten für die Regierung wegfallen. 

iner Auslegung wie ſie der Miniſter des Innern in ſeinem Reſkript vom 
26. Juni 1860 gegeben, müſſe ee werden. . 

Der 95 omm, verlieſt das Reſkript, um darzuthun, daß eine Ver: 
letzung des Geſetzes nicht vorliege. Der Regierung könne das Recht nicht 
beſchränkt werden, Gutachten vom Landrath einzuholen. 2 

Abg. Hoffmann: Die Verhältniſſe, von denen der Abg. Bleſſem ge⸗ 
ſprochen, gehörten wohl zu den antediluvianiſchen; das könnten nur äußerſte 
Ausnahmefälle ſein. Wenn man das Aufſichtsrecht überall der Regierung 
zuweiſen wolle, ſo werde man ihr zu große Laſten aufbürden. Er (Redner 
it Landrath) wünſche gar nicht das Aufſichtsrecht über die Städte; der Ber: 
kehr mit den Bürgermeiſtern ſtöre ihn ſehr (große Heiterkeit). Man ſolle 
aber die Autorität der Landräthe nicht ſchwächen, die in den öftlichen Pro⸗ 
vinzen noch in großem Anſehen ſtänden. . F 
15 Reg.⸗Comm. erklärt das Amendement Nemitz für praktiſch unaus⸗ 
uͤhrbar. 

Abg. Waldeck wiederholt dem Reg.⸗Commiſſar, daß eine Declaration 
hier nicht möglich; die Sache ſei zu klar, um durch eine Inſtruktion des Mi⸗ 
niſters interpretirt werden zu können. 5 7 x 

Abg. Bleſſem: Die Zuſtände, die er geſchildert, ſeien nicht antedilu⸗ 
blaniſch ſondern ſtänden noch in voller Blüthe; er müſſe der überzeugenden 
Deduktion des Abg. Waldeck durchaus beiſtimmen. 5 

Abg. v. Diedrichs: Das Haus habe ſich ſchon vor. J. im Sinne des 
Comm.⸗Vorſchlages erklärt; er bitte deren Antrag anzunehmen; man muſſe 
die Einwirkung der Landräthe auf die Polizeiverwaltung jo viel wie moglich 
einſchränken. } j 

Nach einer kurzen Bemerkung des Abg. v. Binde, welcher nachweiſt, 
daß der Vorredner mit ſeiner Anſicht ganz iſolirt daſtehe, wird die Discuſ⸗ 
ſion geſchloſſen. Bei der Abſtimmung wird das Amend. verworfen, der 876 
angenommen. — $$ 78 und 79 werden genehmigt, ebenſo $ 82. — Zu dem 
Schluß⸗Artikel beantragt der Abg. Wal deck einen Zuſatz, wonach das Ge⸗ 
ſetz auch auf die Provinz Weſtfalen ausgedehnt werden ſoll; die Unterſtützung 
dieſes Art. II. erfolgt. — Der Präſ. hält eine Discuſſton aus dem Steg⸗ 
reif über dieſen Antrag nicht für möglich, weil kein Abg. wiſſen könne, 
um welche Beſtimmungen es ſich dabei handle. — Abg. Waldeck wünſcht 
wenigſtens einen Beſchluß des Hauſes über ſeinen Antrag. — Abg. v. Vin cke 
iſt im Princip mit dem Abg. Waldeck einverſtanden, erachtet es jedoch für 
nothwendig, daß die Comm, erſt Bericht über dieſen Antrag erſtatte. — 
Abg. Walded erwidert, daß er die Abſicht, den Antrag zu ſtellen, bereits 
beim Beginn der Berathung erklärt habe. — Der Ref. Abg. Duncker er⸗ 
klärt, daß es ihm redactionell ſchwierig erſcheine, den Geſetzentwurf auf Weit: 
fahlen auszudehnen; materiell würde er damit einverſtanden ſein, da derſelbe 
nicht mit dem Hauptgegenſtande in Verbindung ſtehe; der Hauptgegenſtand 
ſei eine Novelle zur Städteordnung für die 6 östl. Provinzen; der Abg. 
Waldeck habe es ſich ſelbſt zuzuſchreiben, wenn er den Antrag nicht rechtzei⸗ 
tig geſtellt habe; er werde der Debatte darüber keine weitere Joe geben. 

bg. Waldeck: Er habe den Antrag nicht eher ſtellen konnen. — Nach eini⸗ 
gem weitern Verhandeln erklärt es der Präß für das kürzeſte, abftimmen 
zu laſſen. Das Haus * mit großer Majorität, ſich mit dem Wal⸗ 
deck ſchen Antrage jetzt nicht befaſſen zu wollen. 

Die Waldeck ſche Reſolution: „die Reg. aufzufordern, in der nächſten Seſe 
ſion eine für Stadt und Land einheitliche a gleihmäßig 
. das ganze Gebiet des preufiſchen Staates, unter Aufhebung der guts⸗ 

errlichen Polizei vorzulegen“ wird abgelehnt. 

Der Präſident kündigt an, er beabſichtige, eine Vertagung von Sonn⸗ 
abend bis Dinstag incl. eintreten zu laſſen. — Abg. Schulze (Berlin) bit⸗ 
tet auch Mittwoch keine Sizung zu halten; viele Abgeordnete hätten Ge⸗ 
ſchäſte zu Haus; auf einen Tag werde es nicht ankommen — Widerspruch. 

Präſident: Die Abſtimmung werde gewiß gegen Schulzes Wunſch 
ausfallen. — 25 ulze zieht feinen Einſpruch zurück. e Pisa 

Schluß der Sigung 4 Uhr. — Nächſte Sitzung morgen 2 
ordnung: Comm. Berichte über die Acc Beſchlüͤſſe des Herrenhaus 
ſes in der Grundsteuer: und Gewerdeordnungsfrage; Petitionsbericht der 
Unterrichtscomm. in Sachen des Unterrichtsgeſetzes. N 

Die Unterrichtseomm. des Hauſes der Abgeordneten beantragt bei dem 
Benkkowski'ſchen Antrage in Bezug auf die nen der Polen in 
ſprachlicher Beziehung Tagesordnung, zugleich aber die Erwartung einer Ne: 
viſion und legislativen Regelung in Sachen des amtlichen Gebrauchs 
der polniſchen Sprache. l 


darauf an, daß das Votum des Hauſes der Abgeordneten für die geheime 


Berichterſtatter Abg. Duncker hebt hervor, daß die öffentlich gewählten 
Stadtverordneten in perſönlichen Fragen geheim abſtimmen; eben jo das 


24. 
§ 25 und 26 (Wahl durch Stimmenmehrheit, Wahl auch Nichtbezirksan⸗ 


verordneten, Abg. Krieger will ihm nur die „Verkündigung“ geben; es 


Bei der Abſtimmung wird der § 33 mit dem Amendement Forckenbeck 
76 (wonach in polizeilichen Angelegenheiten für Städte unter 
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Telegraphiſche Courſe und Vörſen N 


achrichten. 
Paris, 16. Mai, Nachm. 3 Uhr. Die 8 eröffnete zu 69, 55, wich 

als die Erhöhung des Bankdiskontos in London bekannt wurde, bis 69, 45 

und ſchloß träge zur Notiz. Conſols von Mittags 12 Uhr waren 92 einge⸗ 
offen. Schluß⸗Courſe: 3proz. Rente 69, 55. 4 proz. Rente 96, 45. | 
3prz. Spanier 49, Iprz. Spanier —. Silber⸗Anleihe —. Seſterr. Staats: 
Eiſenbahn⸗Aktien 508. Eredit⸗mobilier⸗Aktien 715. Lombard. Eiſenbabn⸗ 


Aktien —. Oeſterr. Credit⸗Aktien —. | 
Börſe matt. Silber 60%; Wetter | 


22 — 122 


— — HH 


London, 16. Mai, Nachm. 3 Uhr. 
ſehr ſchön. Conſols 91%. lproz. Spanier 42%. Mexikaner 22%, Gar: 
dinier 80. 5pror. Ruſſen 102. 4 proz. Ruſſen 91. Der Dampfer „City 


0 ‘vor England bat den Disfonto auf 


Wien, 16 Mai, Mitt. 12 Uhr 30 Min. Börfe feſt. Stimmung günſti 
öproz. Metall. 69, 25. 4 prz. Met. 59, 50. Bank⸗Aktien 794, Sede 
207, 80. 1854er Looſe 90, 50. National⸗Anlehen 80, 50. St ; 
Aktien⸗Cert. 281, —. Creditaktien 178, 30. London 138, 25, 
104, —, Paris 54, 50. Gold —, —. Silber —, —. Eliſabetb 
vomb. Eiſenbahn 200, —. Neue Looſe 116, 50. 5 

Frankfurt a. M., 16. Mai, ace 2 Uhr 30 Min. 
Beige höherer wiener Notirungen djterreihiiche Effekten Anfangs merklich 

öher, gegen Schluß etwas matter — Schluß ⸗Courſe: Ludw 

Bexbach 133%. Wiener Wechſel 85. Darmſt. Bankaktien 183. N 
Zettelbank 23474. öproz. Metall. 50. 4 proz. Metall. 43%. 1854er Po ſe 
63. Oeſterr. National⸗Anleihe 56%. Oeſterr.⸗Franz. Staats⸗Eiſenb.⸗ 

234. Oeſterr. Bank⸗Antheile 660. Oeſterr. Credit⸗Aktien 147%, Neueſie 
öfterr, Anleihe 62%, Oeſterr. Eliſabetbahn 124%, Rhein⸗Nahe⸗Bahn 23 


Mainz⸗Ludwigsh. litt. A. 104%, : = 
© 16. Mai Nachm. 2 Uhr 30 Min, Mang etwas matter, 
ſchloß feſt. chluß⸗Courſe: National: Anleihe 57. Oeſterr. Credit⸗ 
1 05 63%. Vereinsbank 100%. Norddeutſche Bank 87%. Diskonto 
Wien —, —. g . 
amburg, 16, Mai. [Getreidemarkt.] Weizen loco feſt. — 
PR. loco flau, ab Königsberg pr. Mai⸗Juli auf 78—80 feſt N 
Del pr. Mai 24 — 7, pr. Oktober 26. Kaffee unverändert. 3035 ohne 


Umſatz. s 
[Baumwolle.] 7000 Ballen Umſaß. — 
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Liverpool, 16. Mai. 
Preiſe etwas beſſer. 


Berlin, 16. Mai. Die Börfe war vom Beginn bis 1 0 Ende, wo 
beſſere wiener Notirungen eintrafen, ziemlich flau. Zum Thel hatten ſchon 

die erſt heut Früh allgemein bekannt gewordenen ungünftigeren Courſe der 
geſtrigen wiener Börſe verſtimmt und die Befürchtung hervorg „daß in 
Oeſterreich Umſtände eingetreten ſeien, welche der Baiſſe wieder neue Bahn 
brechen; nicht ganz obne Antheil war aber auch der Wechſel der Lokalität, 
den die Vörſe heute obenein bei einer ziemlich rauhen, naßkalten Witterung 
vorzunehmen genöthigt war. Aus ſolchen Veränderungen der Lokalität e. 
wachſen in den erſten Tagen in der Regel Erſchwerungen des Geſchäfts, die 
ſich auch in den Courſen erkennen laſſen. Nichtsdeſtoweniger war in man⸗ 
chen Effecten, beſonders auch in Oeſterr. Credit und National⸗Anleihe am 
Schluſſe, und namentlich in der letzteren, das Geſchäft nicht ohne Belang, 
und blieb für inländiſche Capitals⸗Effecten ein guter Begehr. (B. ⸗u. H..) 


Breslau, 17, Mai. Wind: Weit, Wetter: Geſtern Abend und 
des Nachts Regen, heute ſehr kühle Temperatur. Thermometer 5°, 
Wärme. Barometer 27” 74% Der Waſſerſtand der Oder ift 1 Zoll am 
Ober⸗Pegel gefallen. Die An jebote von Weizen und Gerſte waren nur 
mittelmäßig, von Roggen in Mitteljorten gut, in feinen ſchwach, desgleichen 
von Hafer. ; 

Weizen wenig gehandelt, pr. Sapfd. weißer 78— 92 Sgr., gelber 75 — 
89 Sgr. — Roggen wurde zu unveränderten Preiſen für Oberſchleſien 
gehandelt, für das Gebirge war nur ſchwache Frage, pr. apfd. 61—64 Sg 
feinſten 6566 Sgr. — Gerſte ehr beachtet, pr. 70 pfd. weiße 50—55 Sgr., 
gelbe 44—50 Sgr. — Hafer 58 eſt, pr. ö0pfd. ſchleſiſcher nr 
galiziſcher 30-32 Sage. — Erbſen mitunter gefragt. — Wige n ſehr 
wenig angeboten. — Mais feſt. — Oelſaaten ohne Handel. — Sch 


lein weniger beachtet. 1 8 
3 gepr. Schff 


40—45— 48 
dais 56—58— 60 
Schlagleinſaat .. . 70-80 — 90 


S un du ud si 


Weißer Weizen 
Gelber Weizen 


*.. 7/0 —83—89 Mais. 
Seen u 


Sommerrübſen. 

Kleeſaaten wenig Handel, a 10—15% Thlr., weiße 9—18 Thlr. 

meiſt nominell. — Thymothee ohne Frage. — Kartoffeln pr. Sack 

à 150 Pfd. 28—36 Sgr., pr. Metze 142 Sgr. 

Vor Ber 1 de a e 

Rohes Rüböl wenig verändert, loco pr. Ctr. 11% r., M nt 

11 A Herbſt 12655 lr., Alles Br. — Spiritus pr. 100 Quart 
a 80 % Tralles loco 18% Thlr. Br. N 


Verantwortlicher Redakteur: R. Bürkner in Breslau. 
Drud von Graß, Barth u. Comp. (W. Friedrich in Breslau. 
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